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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


1. Abgeordneter 

Handlos 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung des „Tagesspiegel“ vom 
4, September 1974 zu, die „DDR" -Behörden 
hätten für die Fahrt von über 100 Mitgliedern 
des Werratal-Vereins in Eschwege zur Garten- 
ausstellung nach Erfurt und zur Wartburg die 
Genehmigung mit der Begründung verweigert, 
die „DDR" sei an einem Touristenverkehr mit 
der Bundesrepublik Deutschland nicht interes- 
siert, und weiter hätten die „DDR" -Behörden 
zur Begründung ihrer Weigerung angeführt, 
die Bundesregierung hätte mit der Errichtung 
des Umweltbundesamtes in Berlin die Verträge 
verletzt, und was hat die Bundesregierung 
— bejahendenfalls — gegen dieses vertrags- 
widrige Verhalten Ost-Berlins, wie es sich auch 
in der Zurückweisung von bisher sieben Besu- 
chern der Leipziger Messe zeigt, unternom- 
men? 


2. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


In welcher Weise sorgt die Bundesregierung 
dafür, daß der Rechtsschutz des Angeklagten 
in Strafverfahren bei Gerichten in der DDR 
gewährleistet ist, und auf welchem „besonde- 
ren Weg" gedenkt die Bundesregierung die 
Bestellung eines Verteidigers „soweit wie 
möglich" sicherzustellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


3. Abgeordneter 

Zebisch 

(SPD) 


In welchem Zeitraum plant die Bundesregie- 
rung, das Übereinkommen und die Empfehlung 
der 59. Internationalen Arbeitskonferenz zur 
schrittweisen Einführung des bezahlten Bil- 
dungsurlaubs zu verwirklichen? 


4. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Wie hat sich die Zahl der gemeldeten Aus- 
bildungsstellen bei den Ämtern der Bundes- 
anstalt für Arbeit von 1972 bis heute ent- 
wickelt und welche Gründe sieht die Bundes- 
regierung für den Rückgang der Zahl der 
gemeldeten Ausbildungsstellen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


5. Abgeordneter 
Roser 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung (vgl. 
„Die Zeit" vom 12. Juli 1974), die gutachtliche 
Äußerung des Bundesrechnungshofes zur ver- 
waltungsmäßigen Durchführung der bilateralen 
Technischen Hilfe übertreffe nach Meinung 
aller Sachkundigen an Schlampigkeit alles, was 
sie meinte rügen zu sollen? 


6. Abgeordneter 
Kiechle 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 9. Septem- 
ber 1974 zu, Indien plane weitere Atomexplo- 
sionen, was zur Sperrung der amerikanischen 
Uranlieferungen an Indien geführt habe, und 
welche Folgen ergeben sich daraus für die 
Bundesregierung? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


7. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, es 
kündige sich ein „Hoch" in den Beziehungen 
zu Ost-Berlin an, wenn gleichzeitig die Sowjet- 
union in einer grundsätzlichen Stellungnahme 
Leistungen, die die östliche Seite nach dem 
Vier-Mächte-Abkommen zu erbringen hätte, 
als Zugeständnisse an die westliche Seite be- 
zeichnet, zu denen sie nicht verpflichtet sei 
und die für sie nicht in Frage kämen, und hält 
die Bundesregierung einen Beamten, der zu 
einem solchen Urteil kommt, als Leiter der 
Ständigen Vertretung in Ost-Belin für tragbar? 

Warum hat an dem Gespräch des Vorstands- 
vorsitzenden der Farbwerke Hoechst mit dem 
SED-Chef auf der Leipziger Messe nicht der 
allein zuständige Leiter der Treuhandstelle für 
den Interzonenhaiidel teilgenommen, und wur- 
de nicht durch die Teilnahme des für diese 
Fragen nicht zuständigen Leiters der Ständigen 
Vertretung der Bundesrepublik Deutschland in 
Ost-Berlin dem Standpunkt der „DDR" Rech- 
nung getragen? 

Was waren die Gründe, daß die Bundesregie- 
rung in meiner mündlichen Anfrage vom 
6. Juni 1974 (105. Sitzung) meine Vermutung 
über die Vernichtung geheimer Unterlagen 
des Bundesnachrichtendienstes über führende 
SPD-Politiker auf Weisung des damaligen 
Kanzleramtsministers Dr. Ehmke zuerst ein- 
deutig und nachhaltig bestritten hat, um sie 
dann nach dem Eingeständnis des anwesenden 
Abgeordneten Dr. Ehmke ebenso unmißver- 
ständlich zuzugestehen? 
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10. Abgeordneter 
Sieglerschmidt 
(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die einheitliche Altersversorgung für 
alle Journalisten, die bei Presse und Rundfunk 
beschäftigt sind, weiter zu fördern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


11. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Gierenstein 

(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 

(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Kiechle 

(CDU/CSU) 


15, Abgeordneter 
Gierenstein 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Tageszeitung „Welt" 
vom 2. September 1974 zu, die amerikanische 
Regierung sei über die öffentlichen, in der 
amerikanischen Presse erteilten „Ratschläge" 
des Bundeskanzlers zur amerikanischen Kon- 
junkturpolitik verstimmt, und warum wurden 
angeblich notwendige deutsche Hinweise nicht 
auf dem normalen, diplomatischen Weg gege- 
ben? 

Treffen Meldungen zu („Die Welt", 2. Septem- 
ber 1974), nach denen die „DDR" die Nationale 
Volksarmee um mehr als ein Drittel vergrö- 
ßern will, und welche Schlußfolgerungen zieht 
die Bundesregierung daraus für ihre Entspan- 
nungspolitik und die MBFR-Konferenz in 
Wien? 

Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, daß 
Kraftfahrzeuge mit polizeilichem Kennzeichen 
der Bundesrepublik Deutschland bei Fahrten 
innerhalb von Staaten des Warschauer Paktes 
von der Polizei darauf überprüft worden sind, 
ob sich in den Wagen auch Bürger der DDR 
befanden und daß in solchen Fällen die Perso- 
nalien sämtlicher Wageninsassen festgehalten 
wurden, und wie beurteilt die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls derartige Vorfälle? 

Hat die Bundesregierung vor der Zusage von 
180 Millionen DM Entwicklungshilfe an Grie- 
chenland die Überzeugung gewonnen, daß 
Griechenland in absehbarer und für den Auf- 
trag des Nordatlantischen Bündnisses ange- 
messener Zeit in dessen integrierte Militär- 
organisation zurückkehren wird, und ist, sollte 
dies nicht der Fall sein, die Entscheidung als 
solche sowie hinsichtlich der Höhe des Betra- 
ges unter bündnis- und entwicklungspoliti- 
schen Gesichtspunkten zu verantworten? 

Trifft die Meldung der „Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung" vom 5. September 1974 zu, die 
USA hätten in einem Briefwechsel mit Ost- 
Berlin erklärt, es würden künftig keine Bun- 
desbehörden mehr nach West-Berlin verlegt 
werden, und geht — bejahendenfalls — dies 
auf entsprechende Vorstellungen oder Erklä- 
rungen der Bundesregierung zurück? 
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16. Abgeordneter 
Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 
Biehle 

(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Stehen Meldungen, Ost-Berlin habe bei der 
Aufnahme der Beziehungen von den USA die 
Zusage erhalten, es würden keine weiteren 
Bundesbehörden in Berlin errichtet werden, 
mit füheren Meldungen im Zusammenhang, 
während der Amtszeit des letzten Bundes- 
kanzlers habe es in dieser Richtung mündliche 
Zusagen seitens der Bundesregierung gegeben, 
und sind diese etwa durch nicht der Bundes- 
regierung angehörende oder in ihren Diensten 
stehende Personen übermittelt worden? 

Wird die Bundesregierung alles daran setzen, 
um — wie die Vereinigten Staaten von der 
Sowjetunion — von Polen die verbindliche Zu- 
sage zu erlangen, Ausreiseanträge bedingungs- 
los und zügig abzuwickeln und unter die bis- 
herige Politik der Verfolgung und Belästigung 
von Ausreisewilligen einen Schlußstrich zu 
ziehen, und wird sie insbesondere verlangen, 
daß die Antragsteller künftig weder Arbeits- 
platzverluste noch ungewöhnlich lange Warte- 
zeiten zu befürchten brauchen? 

Auf welche Weise gewährleistet die Bundes- 
regierung, daß die deutschen Konsuln hin- 
reichend mit aktuellen Informationen versorgt 
werden, damit sie ihre wichtige Aufgabe im 
jeweiligen Land erfüllen können? 

Ist aus der widerspruchslosen Hinnahme der 
von einem Berater des früheren Bundeskanz- 
lers auf einem öffentlichen Forum aufgestellte 
Behauptung, die Resolution des Deutschen 
Bundestages zu den Verträgen von Moskau 
und Warschau „sei verlogen, dumm und un- 
ehrlich“ und das Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts zum Grundvertrag sei „juristi- 
scher Quark“, durch den anwesenden Bundes- 
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und maßgeblichen Unterhändler beim Ab- 
schluß dieser Verträge zu schließen, daß die 
Bundesregierung diese Auffassung billigt? 

Welche Schritte hat die Bundesregierung un- 
ternommen, die es dem Heiligen Stuhl er- 
leichtert hätten, darauf zu verzichten, die Ost- 
berliner Ordinarienkonferenz zumindest de 
facto als unabhängige, nicht länger mehr eine 
Untergruppe der Deutschen Bischofskonferenz 
bildende Institution zu behandeln, und welche 
Schritte der Bundesregierung können ihrer- 
seits die Veränderung der Haltung des Heili- 
gen Stuhles bewirkt oder mitbeeinflußt haben? 

Ist der Bundesregierung die Praxis polnischer 
Behörden bekannt, ausreisewillige deutsche 
Familien auseinanderzureißen, indem Eltern 
und unmündigen Kindern die Ausreise ge- 
stattet, den Kindern von 18 Jahren an aber 
verweigert wird, und was unternimmt die 
Bundesregierung gegen diese Schikanen? 
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22. Abgeordneter 
Haase 
(Fürth) 

(SPD) 


23. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 
Dr, Abelein 

(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 
Dr. Abelein 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 
Dr. Czaja; 

(CDU/CSU) 


Ich frage die Bundesregierung, ob sie bereit 
ist, mit den amerikanischen Streitkräften, vor 
allem im Hinblick auf die letzten Waffendieb- 
stähle und die ungenaue Waffenstückzahlkon- 
trolle, somit also die Gefahr für die Sicherheit 
der eingelagerten Waffen und damit wieder 
die Gefahr für die im Umkreis lebende deut- 
sche Bevölkerung über neue Sicherheitsbe- 
stimmungen zu verhandeln? 

Welches sind die Gründe dafür, daß die vor 
Ratifizierung des Prager Vertrages im Juni 
1974 begonnenen Gespräche zwischen den Rot- 
Kreuz-Gesellschaften der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tschechoslowakei trotz 
entgegengesetzter Ankündigungen noch nicht 
wieder fortgesetzt werden konnten, und be- 
steht Grund zu der Befürchtung, daß dadurch 
die sich eröffnenden Möglichkeiten zur Aus- 
siedlung entgegen dem Briefwechsel zum Pra- 
ger Vertrag überhaupt nicht wahrgenommen 
werden können? 

Wie erklärt es sich, daß immer wieder Reise- 
unternehmungen entgegen den deutsch-polni- 
schen Absprachen die Geburtsorte der Reisen- 
den, soweit sie vor 1945 geboren sind, auf 
Grund amtlicher polnischer Forderungen aus- 
schließlich in polnischer Sprache einsetzen und 
zum Teil neue Pässe erstellen lassen müssen, 
und was hat die Bundesregierung, der dieser 
Sadiverhalt durch zahlreiche Beschwerden be- 
kannt ist, dagegen unternommen? 

Welche angemessenen und entsprechenden 
Schritte hat die Bundesregierung gegenüber 
den sowjetischen Versuchen einer einseitigen 
Interpretation des Vier-Mächte-Abkommens 
über Berlin vom 21. September 1971 unter- 
nommen, wie zum Beispiel angesichts der 
sowjetischen Verbalnote an die Vereinten Na- 
tionen vom 24. Juni 1974 und angesichts der 
sowjetischen Schritte und Erklärungen bei der 
Errichtung des Umweltbundesamtes? 

Welche Auffassung vertritt die Bundesregie- 
rung bezüglich der permanenten kommunisti- 
schen Praxis, das Wort „Bindungen“ des Vier- 
Mächte-Abkommens (Bindungen zwischen der 
Bundsrepublik Deutschland und Berlin) stets 
durch „Verbindungen“ zu ersetzen, oder ist 
die Bundesregierung der Auffassung, daß bei- 
de Begriffe dieselbe Bedeutung haben? 

Hat die Bundesregierung inzwischen Nach- 
weise über die individuelle Auszahlung von 
Hilfsleistungen an einzelne Opfer pseudome- 
dizinischer Menschenversuche aus den seitens 
der Bundesrepublik Deutschland im Dezember 
1972 und im Herbst 1973 der Volksrepublik 
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Polen überwiesenen 100 Millionen DM ■ — wo- 
rüber sie „selbstverständlich" berichten wollte 
(Staatssekretär Moersch: Protokoll der 15. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages, S. 649) — , 
und zwar Nachweise über die Zahl der mit 
deutschen Mitteln bedachten Opfer sowie die 
Durchschnittssumme der je Person tatsächlich 
ausgezahlten Förderung? 


28. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, denen zufolge 
Bundeskanzler Schmidt sich mit dem franzö- 
sischen Staatspräsidenten darauf geeinigt ha- 
ben soll, den in den Gemeinschaftsverträgen 
vorgesehenen Prozeß der europäischen Eini- 
gung über unabhängige gemeinsame Institu- 
tionen zugunsten einer Kooperation zwischen 
den Regierungen zurückzudrängen und zu die- 
sem Zweck die Kommission der europäischen 
Gemeinschaften zu „entmachten"? 


29. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


Glaubt die Bundesregierung, daß die Auffas- 
sung vertreten werden kann, die Mißerfolge 
der europäischen Gemeinschaften in den letz- 
ten Jahren seien nicht durch fehlenden politi- 
schen Willen in den Mitgliedstaaten und auch 
nicht durch ein Versagen des Ministerrates 
verursacht, sondern seien das Resultat einer 
zu großen Machtfülle der Kommission? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


30, Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
V Ockenhausen 
(SPD) 


Ergeben sich aus dem Bericht der schwedischen 
Dateninspektionsbehörde („Datainspektionen") 
an die schwedische Regierung, der in Schweden 
zu einer heftigen öffentlichen Debatte geführt 
hat, auch Konsequenzen für die Bundesgesetz- 
gebung? 


31. Abgeordneter 
Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Welche Aussagen in dem von der Weltbevöl- 
kerungskonferenz verabschiedeten und von 
der Bundesregierung begrüßten Aktionsplan 
beziehen sich auf die Verhältnisse in der Bun- 
desrepublik Deutschland, und zu welchen Akti- 
vitäten geben diese der Bundesregierung An- 
laß? 


32. Abgeordneter 
Damm 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung ihre bisherige Beur- 
teilung, die kommunistischen Parteien ein- 
schließlich der DKP seien verfassungsfeindliche 
Parteien, korrigieren, nachdem der Landesaus- 
schuß der Hamburger FDP die Kommunisten 
ausdrücklich als „kritische Demokraten" be- 
zeichnet hat? 
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33, Abgeordneter 
Damm 

(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Biehle 

(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Dr. Hirsch 


(FDP) 


38. Abgeordneter 
Dr. Hirsdi 


(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundesaußenministers und früheren Bundes- 
innenministers, Genscher, es handele sich um 
eine „üble Verleumdungskampagne der Pres- 
se", wenn die von der Hamburger Innenbe- 
hörde bestätigte Tatsache öffentlich diskutiert 
wird, daß der stellvertretende Vorsitzende der 
FDP-Fraktion in der Hamburger Bürgerschaft, 
Weber, vom Landesamt für Verfassungsschutz 
als „Sicherheitsrisiko" eingestuft worden ist, 
weil er häufig Kontakt mit Kommunisten hat? 

In welcher Weise soll der aufenthaltsrechtliche 
Status der ausländischen Arbeitnehmer in der 
Bundesrepublik Deutschland verbessert wer- 
den, und wie wird sichergestellt, daß die zu- 
ständigen Behörden im Gegensatz zü dem in 
der Vergangenheit zu beobachteten Verfahren 
gleichmäßig entscheiden? 

Trifft die Meldung der „Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung" vom 9. September 1974 zu, im 
Büro des verhafteten Kanzlerreferenten Guil- 
laume sei Material des Bundesamtes für Ver- 
fassungsschutz und von Länderämtern für 
Verfassungsschutz gefunden worden, das dem 
SPD-Parteivorstand vom Bundesamt für Ver- 
fassungsschutz in einem Maße zugeleitet wor- 
den sei, das über die Unterrichtung der übrigen 
im Bundestag vertretenen Parteien erheblich 
hinausging, und geht dies — bejahenden- 
falls — auf persönliche Bindungen des jetzigen 
Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz zurück, die auf seine Berufung in dieses 
Amt wesentlichen Einfluß hatten? 

Wird die Bundesregierung den Bundesgrenz- 
schutz gegen die Angriffe des hessischen Lan- 
desjugendamtes schützen, daß dieser den Be- 
suchergruppen an der Zonengrenze ein einsei- 
tiges Feindbild vermittele und sich der Sprache 
und Denkweise des kalten Krieges bediene? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es in 
der Bundesrepublik Deutschland sogenannte 
Combat-Schulen gibt, in denen Privatpersonen 
auf gewerblicher Grundlage beliebige Inter- 
essenten darin schulen, unter Kampfbedin- 
gungen mit einer Faustfeuerwaffe einen ange- 
nommenen Gegner mit einem Schnellschuß zu 
töten und ob in diesen privaten Combat-Schu- 
len auch Polizeibeamte und ein Offizier der 
Bundeswehr nebenberuflich Unterricht ertei- 
len? 

Hält die Bundesregierung es unter den Ge- 
sichtspunkten der inneren Sicherheit für be- 
denklich, wenn dort beliebige Privatpersonen 
nicht nur zu Todesschützen ausgebildet wer- 
den, sondern auch Munition in beliebigem 
Umfang erwerben können, und welche Konse- 
quenzen will die Bundesregierung gegebenen- 
falls daraus ziehen? 
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39. Abgeordneter 
Dr, Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Wie stellt die Bundesregierung nach der Auf- 
gabe des bisherigen Verfahrens für die Ein- 
reise von Angehörigen arabischer Staaten 
sicher, daß das Bundesgebiet in Zukunft vor 
Anschlägen palästinensischer Terroristen, die 
mit Pässen von arabischen Staaten einreisen, 
verschont bleibt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


40. Abgeordneter 
Spranger 

(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Lampersbach 

(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Lampersbach 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung bei den Verhand- 
lungen mit Ost-Berlin über den Rechtshilfever- 
kehr darauf hinwirken, daß Anwälte aus dem 
freien Teil Deutschlands auch im anderen Teil 
als Verfahrensbevollmächtigte bestellt wer- 
den und auftreten können, und wird sie, wenn 
Ost-Berlin sich nicht dazu bereit zeigt, den 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ver- 
fahrensrechts im freien Teil Deutschlands ein- 
bringen, der die Propagandaauftritte von SED- 
Anwälten in Verfahren dieserseits der Zonen- 
grenze unmöglich macht? 

Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
damit Berliner Rechtsanwälte, die aus früherer 
Zeit eine Zulassung für Ost-Berlin besitzen, in 
Zukunft wieder dort ihr Amt ausüben können, 
so wie der DDR-Anwalt Kaul auch vor deut- 
schen Gerichten auftreten kann? 

Ich frage die Bundesregierung, ob sie entgegen 
ihrer Auskunft vom 23. Juni 1974 bereit ist, 
die Arbeiten an dem internationalen Rechts- 
hilfegesetz so zu fördern, daß ein Referenten- 
entwurf noch in diesem Jahr vorgelegt werden 
kann? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß die Fertigstellung des IRG unbedingt Prio- 
rität genießen sollte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


44. Abgeordneter 

Dr. Graf 

Lambsdorff 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung angesichts der Zah- 
lungsbilanzschwierigkeiten einiger Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaft bereit, 
auf die weitere Vorlage von Darlehensanträ- 
gen bei der Europäischen Investitionsbank 
bzw. auf die positive Befürwortung von Anträ- 
gen für Vorhaben in der Bundesrepublik 
Deutschland bis auf weiteres zu verzichten? 
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45. Abgeordneter 
Dr. Graf 
Lambsdorff 

(FDP) 


46. Abgeordneter 
Sehe dl 
(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 

Röhner 


(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 
Roser 


(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Meinung, daß 
die Darlehen der Europäischen Investitions- 
bank, jedenfalls solange wie es noch keine 
gemeinschaftliche regionale Wirtschaftspolitik 
gibt, noch stärker als bisher auf die weniger 
entwickelten Gebiete der Gemeinschaft (Art. 
130 a EWGV) konzentriert werden sollen, und 
ist sie bereit auf eine entsprechende Darle- 
henspraxis hinzuwirken? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die vom 
Karl-Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzah- 
ler veröffentlichte Untersuchung „Die Perso- 
nalausgaben der Gebietskörperschaften", und 
welche der in der Untersuchung vorgeschlage- 
nen Maßnahmen, insbesondere für eine restrik- 
tive Personalpolitik, für eine zurückhaltende 
Besoldungspolitik und für eine Begrenzung 
der öffentlichen Aufgaben wird die Bundes- 
regierung für den Zuständigkeitsbereich des 
Bundes ergreifen? 

Treffen Pressemeldungen zu, in Italien rechne 
man über die Gewährung des Währungskre- 
dites hinaus mit einer Politik der Konjunktur- 
belebung seitens der Bundesregierung als 
„flankierender Maßnahme", um auf eigene 
harte Dämpfungsmaßnahmen verzichten zu 
können, und hat der Bundeskanzler dem italie- 
nischen Ministerpräsidenten über jeden Zwei- 
fel deutlich gemacht, daß Italien zu vergleich- 
baren stabilitätspolitischen Anstrengungen be- 
reit sein muß, wenn der ihm gewährte Kredit 
nicht in absehbarer Zeit aufgebraucht sein soll, 
und daß es mit weiterer auswärtiger Hilfe statt 
eigenen Bemühungen nicht rechnen kann? 


Hat der Bundeskanzler, bevor er auf Grund 
seiner Gespräche mit dem italienischen Mini- 
sterpräsidenten zu der Bewilligung eines Wäh- 
rungskredites an Italien kam, von Italien die 
verbindliche Zusage erhalten, die Einfuhrbe- 
schränkungen, die insbesondere die bayerische 
Landwirtschaft treffen, unverzüglich aufzuhe- 
ben, und wird er, sollte dies nicht der Fall sein, 
vor Abschluß entsprechender Verhandlungen 
mit Italien im Rahmen der Europäischen Ge- 
meinschaft auf einer solchen Zusage bestehen? 


Will die Bundesregierung es weiter zulassen, 
daß im Besitz von öffentlich-rechtlichen Ban- 
ken befindliche Kreditinstitute riskante Indu- 
striebeteiligungen eingehen, dreistellige Mil- 
lionenbeträge verlieren und schließlich den 
Steuerzahler mit diesen Verlusten belasten, 
und ist die Bundesregierung nach wie vor der 
Meinung, daß Privatbanken von daher ge- 
sehen den öffentlich-rechtlichen Banken wett- 
bewerbsgleichgestellt sind (siehe meine schrift- 
liche Frage vom 30. Juli 1974)? 
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50. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 

Ey Umfange öffentlich-rechtliche Banken Indu- 

(CDU/CSU) striebeteiligungen halten, und ist die Bundes- 

regierung nach wie vor der Meinung, daß die 
Geschäftstätigkeit von Kreditinstituten auf an- 
deren Gebieten als denen der Bankgeschäfte 
im Sinne des § 1 des Kreditwesengsetzes zu 
Beanstandungen kein Anlaß bieten? 

51. Abgeordneter In welcher Höhe mußten auf Grund der Ver- 

Leicht schlechterung der Kassenlage des Bundes seit 

(CDU/CSU) Ende des Haushaltsjahres 1973 Kassenkredite 

in Anspruch genommen werden? 

52. Abgeordneter Wird der Sinngehalt der Kassenkredite, die 

Leicht ihrem Wesen nach kurzzeitig aufgenommen 

(CDU/CSU) werden sollten, nicht dadurch verfälscht, daß 

von ihm häufiger und länger als in den Vor- 
jahren Gebrauch gemacht wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


53. Abgeordneter Was ist seit Verkündung des Energiepro- 

Höcherl gramms wirklich geschehen, um die inländische 

(CDU/CSU) Energiebereitstellung zu steigern? 

54. Abgeordneter Wie hoch beziffert die Bundesregierung den 

Stücklen ‘Vo-Anteil an den gestiegenen Lebenshaltungs- 

(CDU/CSU) kosten, der durch den Mineralölpreisanstieg 

verursacht wurde? 

55. Abgeordneter Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 

Schedl nen Zeitung vom 2, September 1974 zu, die 

(CDU/CSU) Zahl der Firmen aus dem Land Berlin, die auf 

der Leipziger Herbstmesse ausstellen, sei im 
Verhältnis zum übrigen Bundesgebiet stark 
zurückgegangen, und welches sind die Ursa- 
chen, handelt es sich insbesondere um unmit- 
telbare oder mittelbare restriktive, gegen die 
Bindungen des Landes Berlin zum Bund ge- 
richtete Maßnahmen der „DDR"-Behörden? 

56. Abgeordneter Um welche Untersuchungen über die Lage der 

Milz Bauwirtschaft handelt es sich, die zeigen, daß 

(CDU/CSU) angeblich „die Situation des Baugewerbes in 

Ballungsräumen häufig erheblich ungünstiger 
als in strukturschwachen Gebieten" sei? 

57. Abgeordneter Nach welchen Kriterien beurteilen diese Unter- 

Milz suchungen die Situation der Bauwirtschaft in 

(CDU/CSU) ländlichen und schwach strukturierten Regio- 

nen hinsichtlich der Arbeitsmarktlage und des 
Planungsbestandes für Bauprojekte? 
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58, Abgeordneter 
Dr. Fudis 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 
Simpfendörfer 
(SPD) 


60. Abgeordneter 
Simpfendörfer 
(SPD) 


61. Abgeordneter 
Höcherl 

(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 
Zebisdi 
(SPD) 


63. Abgeordneter 

Immer 

(SPD) 


64. Abgeordneter 

Immer 

(SPD) 


Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu ergreifen, um die Existenzge- 
fährdung von Textil- und Bekleidungsbetrie- 
ben in strukturschwachen Gebieten, besonders 
im Zonenrandgebiet, auf Grund der Liberali- 
sierung des Handels mit Billigpreisländern, 
insbesondere mit den Staatshandelsländern des 
Ostens, zu überwinden? 


In Anbetracht der zunehmenden Zahl stillge- 
legter Zweigbetriebe frage ich die Bundes- 
regierung, wie viele Zweigbetriebe mit wie 
vielen Arbeitsplätzen seit 1969 in den heuti- 
gen Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe 
zur Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur aus öffentlichen Mitteln finanziell ge- 
fördert wurden und wie viele davon mit wie 
vielen Arbeitsplätzen inzwischen die Produk- 
tion wesentlich eingeschränkt oder ganz still- 
gelegt haben? 


Ist die Bundesregierung bereit, daraus für die 
künftige Förderung von Zweigbetrieben Kon- 
sequenzen zu ziehen, gegebenenfalls welche? 


In welcher Form wurde der Bundesminister 
für Wirtschaft vor den wirtschaftlichen Spitzen- 
gesprächen des Bundeskanzlers mit Italien und 
Frankreich zu Rate gezogen, und in welcher 
Form oder durch welche Beamte seines Hauses 
war der Bundesminister für Wirtschaft an den 
Beratungen beteiligt? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die wirt- 
sciiaftliche Lage in den bayerischen Förderge- 
bieten, und was wird sie unternehmen, um im 
Herbst und im Winter zur Sicherheit der Ar- 
beitsplätze in den besonders gefährdeten Wirt- 
schaftszweigen Bauindustrie, Textil- und kera- 
mische Industrie beizutragen? 


Aus welchen Gründen sind bei dör erfolgten 
Neuabgrenzung der Fördergebiete Teilräume 
herausgenommen worden, derefi Schwerpunkt- 
orte erst vor einem Jahr durch die Anerken- 
nung von Zweitorten ergänzt worden sind? 


Aus welchen Gründen sind bei der Neuab- 
grenzung der Fördergebiete wiederum die 
durchschnittlichen Bestimmungsdaten für ein 
ganzes Kreisgebiet auch dann zugrunde gelegt 
worden, wenn zwar ein peripheres Mittelzen- 
trum überdurchschnittliche Werte aufweist, je- 
doch das Umland (zumal verkehrsmäßig kaum 
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oder garnicht angebunden) dagegen unverhält- 
nismäßig schwachstrukturiert ist und daher 
eigentlich hierfür die Förderkategorien hätten 
Anwendung finden müssen? 


65. Abgeordneter 
Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, in 
dem Rationalisierungskatalog des Bundes zu- 
mindest als Alternativregelung aufzunehmen, 
daß bei den Baugenehmigungsbehörden die 
Kontroilfunktionen und -Positionen verstärkt 
auf den Rationalisierungsfaktor ausgerichtet 
werden? 


66. Abgeordneter Wird bei dem am Mittwoch vom Bundeskabi- 
Niegel nett beschlossenen zweiten Sonderprogramm 

(CDU/CSU) zur Auflage gemacht, daß die ausführenden 

Baufirmen und ihre Arbeitnehmer hauptsäch- 
lich aus den betroffenen Gebieten stammen 
müssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


67. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


68. Abgeordneter 
Kater 
(SPD) 


69. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Zu welchen sozialen und wirtschaftlichen Fol- 
gen wird der ab September dieses Jahres zu 
erwartende „ Schweineberg " in der Bundesre- 
publik Deutschland für die Erzeuger und Ver- 
braucher führen? 

Trifft es zu, daß vor allem durch die zusätz- 
liche Einfuhr von rund 190 000 Schweinen aus 
Drittländern außerhalb der EWG dieser 
„Schweineberg" entstanden ist, und wie beur- 
teilt die Bundesregierung diese Behauptungen 
und die sich daraus ergebenden Konsequenzen 
für die zukünftige Agrarpolitik? 

Teilt die Bundesregierung die vom Max- 
Planck-Institut für Verhaltenspsychologie ver- 
tretene Auffassung, die Haltung von Nutz- 
tieren in Tierfabriken sei tierschutzwidrig und 
erfülle in hohem Maß den Tatbestand der 
Tierquälerei, und was hat die Bundesregie- 
rung im einzelnen getan, um dem Tierschutz- 
gesetz genüge zu tun und verbreitete Miß- 
stände zu beseitigen? 


70. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Wie gut ist eigentlich die Lage der Landwirt- 
schaft nach Meinung der Bundesregierung, 
nachdem der Parlamentarische Staatssekretär 
Logemann kürzlich erklärte, die Einkommens- 
situation der deutschen Landwirte habe sich 
gebessert, die Bauern hätten außerdem durch 
die geringere Inflationsrate Kostenvorteile und 
meint die Bundesregierung, daß die Unruhe 
und die Proteste der deutschen Bauern unbe- 
gründet seien? 
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71. Abgeordneter 
Dr. Fudis 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, 
durch geeignete Schritte bei der italienischen 
Regierung und bei der EG*dem Fangen und 
Töten von Millionen Singvögeln Einhalt zu 
gebieten? 


72. Abgeordneter 
Dr.Früh 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
niederländischen Regierung — dargelegt in 
einer Aufzeichnung an die 2. Kammer der 
Generalstaaten (vom 16. August 1974) — , daß 
die Erwägung der Bundesregierung, die Vor- 
steuerpauschale von 5®/o auf 6®/o zu erhöhen 
und die Einstellung von 400 Millionen DM im 
Bundeshaushalt (Aufwertungsausgleich) gleich« 
zusetzen sind mit den in jüngster Zeit ergrif- 
fenen nationalen Sondermaßnahmen einzelner 
Mitgliedstaaten der EG? 


73. Abgeordneter Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
Dr. Früh verneinendenfalls zu unternehmen, um die 

(CDU/CSU) Darstellung der holländischen Regierung im 

Interesse der europäischen Agrarpolitik und 
der deutschen Landwirtschaft in den richtigen 
Sachzusammenhang zu stellen? 


74. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Aus welchem Grund hat die Bundesregierung 
zugelassen, daß von den Mühlenkonzernen 
während der Ernte Qualitätsweizen zum In- 
terventionspreis für Füllweizen gekauft wer- 
den konnte, weil die finanzielle Notlage der 
Bauern und die Knappheit an Lagerraum An- 
gebot und Nachfrage empfindlich störten? 


75, Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Meldungen eines 
Nachrichtendienstes bestätigen, daß das Bun- 
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten sich schon im April 1974 intern 
um eine Anhebung der Vorsteuerpauschale 
für Agrarprodukte bemüht hat, und wie ver- 
trägt sich diese Aussage gegebenenfalls mit 
den Äußerungen des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs Lögemann im Ernährungsausschuß 
vom 20. Juni 1974, daß das statistische Mate- 
rial für eine Beurteilung nicht ausreicht? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


76. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


Denkt die Bundesregierung daran, besondere 
Beratungsstellen einzurichten, um den aus- 
ländischen Arbeitnehmern die Eingliederung 
in die deutsche Gesellschaft zu ermöglichen 
und damit die Einbürgerungsmöglichkeiten 
zu verbessern? 
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77. Abgeordneter 
Coppik 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß kassen- 
ärztliche Vereinigungen Rundschreiben ver- 
senden, in denen zu einem Boykott der Ambu- 
lanzeinrichtungen kommunaler Krankenhäuser 
aufgefordert wird (vgl. Bericht in der Offen- 
bach-Post vom 17. Juli 1974), und welche Maß- 
nahmen gedenkt die Bundesregierung gege- 
benenfalls zu ergreifen, um eine derartige 
Wahrnehmung von Standesinteressen zu La- 
sten der Patienten zu unterbinden? 


78. Abgeordnete 
Frau Schleicher 

(CDU/CSU) 


79. Abgeordnete 
Frau Schleicher 


(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 
Röhner 


(CDU/CSU) 


81. Abgeordneter 
Schmidhuber 
(CDU/CSU) 


82. Abgeordneter 

Schmidhuber 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung des „Tagesspiegel" vom 
6. September 1974 zu, die Bundesanstalt für 
Arbeit habe ihre Zuschüsse für den ersten 
Modellkurs für Ärztinnen und Arzte zur Wie- 
dereingliederung in den ärztlichen Beruf, den 
der Arztinnen-Bund zusammen mit der Kaise- 
rin-Friedrich-Stiftung für das ärztliche Fortbil- 
dungswesen in Berlin veranstaltet, nur mit der 
Auflage gewährt, daß die Teilnehmer während 
der ersten beiden Jahre einer Berufstätigkeit 
in abhängiger Stellung arbeiten, und wie ist 
diese Einschränkung zu rechtfertigen ange- 
sichts des Mangels freipraktizierender Ärzte, 
insbesondere für Allgemeinmedizin, in man- 
chen ländlichen Gegenden? 

Teilt die Bundesregierung die in dem vom 
Kuratorium Deutsche Altershilfe vorgelegten 
Gutachten vertretene Auffassung, die Kran- 
kenkassen seien nach § 184 der Reichsver- 
sicherungsordnung verpflichtet, die Kosten der 
Unterbringung eines versicherten Rentners in 
einem Alten- oder Pflegeheim mit ärztlicher 
Betreuung zu erstatten, und wird sie — beja- 
hendenfalls — die Krankenkassen zu einer 
entsprechenden Haltung veranlassen? 

Wie begründet die Bundesregierung im ein- 
zelnen die Behauptung des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung, der Netto-Ein- 
kommenszuwachs der Unselbständigen werde 
auch in diesem Jahr über 4‘Vo betragen, und 
warum kommen andere Berechnungen zu einer 
über 3®/o geringeren Steigerungsrate? 

Wie hoch sind die Kosten für die Anzeigen- 
kampagne „Markt und Mensch", mit der die 
Bundesanstalt für Arbeit aus Beitragsmitteln 
der Arbeitnehmer und Arbeitgeber Öffentlich- 
keitsarbeit für Mitglieder der Bundesregierung 
betreibt, und wie lassen sich diese Ausgaben 
mit der angespannten Finanzlage der Bundes- 
anstalt und der Zweckbestimmung der Ver- 
sichertenbeiträge vereinbaren? 

Welche weiteren Mitglieder der gegenwärti- 
gen Bundesregierung wird die Bundesanstalt 
für Arbeit noch mit persönlichen Aussagen in 
Zeitungsinseraten vorstellen? 
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83. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
den sozialversicherungsrechtlichen Begriff der 
Arbeitsunfähigkeit aus medizinisch-therapeu- 
tischen Günden — wenn z. B. eine schrittweise 
sich steigernde Arbeitsbelastung die Genesung 
des Versicherten fördern würde — neu zu 
überdenken? 


84. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


Will sich die Bundesregierung für die sozial- 
versicherungsrechtliche Ermöglichung einer 
medizinisdi-therapeutisch angezeigten Teil- 
zeitbeschäftigung, auch u. U. bei einem ande- 
ren Arbeitgeber oder einer speziellen Einrich- 
tung der Rehabilitation, unter Fortzahlung 
eines anteiligen Krankengeldes einsetzen, 
wenn dies vom Versicherten gewünscht wird 
und die Wiederherstellung seiner vollen Ar- 
beitsfähigkeit beschleunigt oder erleichtert? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


85. Abgeordneter 
Rollmann 

(CDU/CSU) 


86. Abgeordneter 
Rollmann 


(CDU/CSU) 


87. Abgeordneter 

Dr. Arndt 

(Hamburg) 

(SPD) 


Welche Auswirkungen würde eine Legalisie- 
rung von Haschisch und Marihuana, wie sie 
von der Regierung der Niederlande beabsich- 
tigt ist, für den Rauschmittel- und Drogen- 
konsum junger Deutscher in Amsterdam und 
für die illegale Versorgung des Rausdimittel- 
und Drogenmarktes in Deutschland haben? 

Was wird die Bundesregierung tun, um die 
ihr befreundete Regierung der Niederlande 
von ihrer Absicht abzubringen, den Besitz und 
den Gebrauch und damit letztlich auch den 
Handel von Haschisch und Marihuana zu lega- 
lisieren? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob auch in 
Deutschland Zecken („Holzböcke") aufgetreten 
sind, die mit Meningitis- (Gehirnhautentzün- 
dungs-) Erregern verseucht waren, und wie 
beurteilt die Bundesregierung die Vorbeu- 
gungs- oder Heilwirkung der Meningitisseren, 
die in den Vereinigten Staaten von Amerika 
und in Österreich entwickelt wurden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


88. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Forde- 
rung der Münchner Schutzpolizei, künftig die 
Warnung vor polizeilichen Radarkontrollen zu 
verbieten und unter Strafe zu stellen, und ist 
damit zu rechnen, daß die Bundesregierung 
hierzu eine entsprechende Gesetzesinitiative 
ergreift? 
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89. Abgeordneter 
Dr. Franz 

(CDU/CSU) 


90. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


91. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


92. Abgeordneter 
Peiter 

(SPD) 

93. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


94. Abgeordneter 
Dr. Blüm 

(CDU/CSU) 


95. Abgeordneter 
Dr. Wörner 
(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 
Dr. Wörner 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Tageszeitung „Die 
Welt" vom 3. September 1974 zu, einem Ber- 
liner sei von den ,.DDR"-Grenzbehörden am 
Kontrollpunkt Drewitz die Reise nach West- 
deutschland verweigert worden, und was un- 
ternimmt die Bundesregierung gegen diese 
neuerliche Verletzung des Vier-Mächte-Ab- 
kommens? 


Trifft es zu, daß die Verkehrsschilder im Zo- 
nenrandbereich, die die Entfernungen nach 
Städten wie Halberstadt, Magdeburg, Berlin 
usw. anzeigen, entfernt werden sollen, und 
wenn ja, welche Begründung gibt die Bundes- 
regierung zu diesem Schritt? 


Da es dem Luftfahrtbundesamt bisher nicht 
gelungen ist, die Besetzung der Flugbetriebs- 
prüferstellen, die im wesentlichen nur durch 
Flugkapitäne erfolgen kann (von 21 notwen- 
digen Flugbetriebprüferstellen sind bisher nur 
sechs besetzt), vorzunehmen, frage ich die 
Bundesregierung, welche Möglichkeit sieht sie, 
über die Einführung einer Sonderbesoldung 
bzw. eines Sonderzulagensystems diese für 
die Luftsicherheit entscheidende Personalbe- 
setzung zu ermöglichen? 


Treffen Meldungen von Lokalzeitungen zu, 
daß der Bau der Bundesbahn-Schnellverbin- 
dung Köln — Groß-Gerau zurückgestellt ist? 


Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um die „DDR" zu veranlassen, den Abschlepp- 
dienst auf den Zugangswegen nach Berlin so 
zu organsieren, daß ihre in Artikel 14 des 
Durchführungsverfahrens zum Vier-Mächte- 
Abkommen übernommenen Verpflichtungen 
erfüllt werden? 


Ist die Bundesregierung bereit, die Deutsche 
Bundesbahn zu veranlassen, notwendigen Be- 
gleitpersonen von hörgeschädigten Menschen 
kostenlose Beförderung zu gewähren? 


Sind der Bundesregierung medizinische Unter- 
suchungen bekannt, wonach die Umkehr der 
Sitze in Flugzeugen, Schienenfahrzeugen und 
anderen öffentlichen Verkehrsmitteln bei Un- 
fällen die Verletzungsgefahr mindern und u. U. 
sogar Flug- und Fahrgästen das Leben retten 
könnten? 


Ist die Bundesregierung bereit, Versuche zur 
Erprobung umgekehrter Sitze in öffentlichen 
Verkehrsmitteln durchzuführen oder zu unter- 
stützen? 
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97. Abgeordneter Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
Dr. Schulze- rung aus der Feststellung ziehen: „Die Ge- 

Vorberg bühren für die Nachrichtenlinien, auf die der 

(CDU/CSU) SPIEGEL angewiesen ist, sämtlich im öffent- 

lichen Monopol, sind in der Bundesrepublik 
in einem Maße gestiegen, das im internatio- 
nalen Vergleich ohne jedes Beispiel dasteht.“ 
(Der SPIEGEL, Nr. 36, Seite 3), da alle Zeit- 
schriften und Zeitungen der Bundesrepublik 
diesen Gebührensteigerungen „ohne jedes 
Beispiel“ ausgesetzt sind? 


98. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf die Fern- 
Dr. Jobst sehanstalten ARD und ZDF einzuwirken, daß 

(CDU/CSU) diese ihren Entschluß zurücknehmen, an Mon- 

tagen keine Testbilder mehr auszustrahlen, um 
die erheblichen Nachteile für Verbraucher und 
das einschlägige Gewerbe wieder zu beseiti- 
gen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

1. Abgeordneter Wie hoch sind die Beträge, die die Bundesre- 

Dr. Riedl publik Deutschland aufwenden mußte, um 

(München) Deutsche in Krisengebieten, die begründeten 

(CDU/CSU) und zumutbaren Ratschlägen und Aufforderun- 

gen nicht nachkamen, in Sicherheit und nach 
Hause zu bringen, und werden die Betreffen- 
den die von ihnen verursachten Aufwendungen 
ersetzen müssen? 

2. Abgeordneter Warum sieht das bisher bekannt gewordene 

Memmel Programm für den Staatsbesuch der Minister- 

(CDU/CSU) präsidentin von Sri Lanka trotz seiner Dauer 

von einer Woche keinen Besuch im Land Ber- 
lin vor? 

Treffen Meldungen zu, Bulgarien habe eine 
amerikanische Maschine auf dem Weg von 
Berlin in die Türkei trotz vorliegender Über- 
fluggenehmigung, die nach der Zusage einer 
Zwischenlandung in Nürnberg erteilt worden 
war, zurückgewiesen, und teilt die Bundes- 
regierung die Auffassung, daß diese Verstär- 
kung der bulgarischen Schikanen darauf zu- 
rückzuführen ist, daß sie es bisher unterlassen 
hat, Gegenmaßnahmen zu ergreifen? 

4. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Botschaften, Generalkon- 

Dr. Schachtschabei sulate und Konsulate der Bundesrepublik 
(SPD) Deutschland nur notdürftig mit modernen 

Nachrichtengeräten, insbesondere mit Funkge- 
räten, ausgestattet sind, so daß in kritischen 
Situationen (wie im Falle Zyperns) eine un- 
mittelbare und schnelle Information gar nicht 
oder nur schwer möglich ist, und falls diese 
Annahme zutrifft, frage ich, was die Bundes- 
regierung zu tun gedenkt, um die Nachrichten- 
verbindungen zu intensivieren, damit gerade 
in Krisenzeiten unmittelbare Kontakte tech- 
nisch möglich sind? 

5. Abgeordi^eter In welcher Höhe und an wen wurde im laufen- 

Leicht den Haushaltsjahr NATO-Militärhilfe gelei- 

(CDU/CSU) stet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für die Grenz- 
Dr. Jahn schutzbeamten des gehobenen und höheren 

(Braunschweig) Dienstes die gleichen Möglichkeiten des Stu- 
(CDU/CSU) diums zu bieten, wie sie für die Bundeswehr 

geschaffen worden sind? 


3. Abgeordneter 
Roser 
(CDU/CSU) 
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7. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Stabsmei- 
ster und Oberstabsmeister im 'Bundesgrenz- 
schutz dienstgradmäßig in den gehobenen 
Dienst zu übernehmen? 


8. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die auf 
der Elbe patroullierenden Schnellboote der 
DDR zwischen Schnadcenburg und Boizenburg 
erstmalig seit Kriegsende mit Maschinenge- 
wehren ausgerüstet werden, und welche Über- 
legungen der DDR sind der Bundesregierung 
für das Ergreifen dieser Maßnahme bekannt, 
und wie steht dieser Vorgang in Übereinstim- 
mung mit der von der Bundesregierung immer 
wieder propagierten größeren Durchlässigkeit 
an der innerdeutschen Grenze? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die in letz- 
ter Zeit in der Öffentlichkeit mehrfach vor- 
gebrachten Behauptungen, „der Reaktorun- 
fall im Atomkraftwerk Würgassen an der 
Oberweser 1973 sei nach Mitteilung des Bun- 
desinnenministeriums , beinahe einem GAU' 
gleichgekommen. Professor Hell: GAU bedeu- 
tet größtmöglicher Atomunfall; d. h. größte 
Gefahr für die Bevölkerung und erfordert 
sofortige Evakuierung und Isolierung aller 
im Umkreis von 50 km befindlichen Personen" 
(Neue Hannoverisdie Presse 3. August 1974), 
(auch Neue Ruhrzeitung 12. August 1974), 
auch im Zusammenhang mit dem Brief des 
Bundesministers des Innern vom 13. April 1973 
an den Vorsitzenden des Innenausschusses 
des Deutschen Bundestages, bezüglich des 
Kernkraftwerkes Würgassen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den obi- 
gen Behauptungen zugrunde liegenden Stör- 
fall im Kernkraftwerk Würgassen im Zusam- 
menhang mit dem Reaktorsicherheitskonzept 
der Bundesregierung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


11. Abgeordnete 
Frau Schleicher 

(CDU/CSU) 


Wie ist die von Medizinern sogenannte „pas- 
sive Sterbehilfe" rechtlich zu beurteilen, und 
erwägt die Bundesregierung auf diesem Gebiet 
Änderungen des geltenden Rechts? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


12. Abgeordneter 
Biehle 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung eines Informationsdienstes 
zu, daß das Bundesministerium der Finanzen 
in einem internen Erlaß über die Regelung 
der steuerlichen Abzugsfähigkeit von Bei- 
trägen und Spenden an politische Parteien 
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die radikalextreme „Kommunistische Partei 
Deutschlands/Marxisten-Leninisten (KPD/ML) " 
als förderungswürdige politische Partei aner- 
kannt hat, obwohl das Bundesministerium des 
Innern 1973 eine gegenteilige Empfehlung 
gegeben hatte? 


13. Abgeordneter 
Haase 
(Fürth) 

(SPD) 


Da es durch leckgewordene chemische, mög- 
licherweise bakteriologische Waffen, die durch 
die amerikanische Armee im Zennwald, der 
sich direkt an das Fürther Stadtgebiet an- 
schließt, gelagert werden, am 9. September 
1974 einen Großalarm gab, der zur erheblichen 
Beunruhigung der Fürther Bevölkerung ge- 
führt hat, frage ich die Bundesregierung, ob 
sie bereit ist, bei den Amerikanern darauf 
hinzuwirken, daß dieses Waffendepot an einen 
Ort ausgelagert wird, der nicht zu Beeinträch- 
tigungen des Stadtgebiets Fürth führen kann? 


14. Abgeordneter 
Pieroth 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob bei zu 
erwartenden Entlassungen deutscher Arbeit- 
nehmer bei den US-Streitkräften im US-Depot 
Nahbollenbach das Rationalisierungsschutzab- 
kommen für deutsche Arbeitnehmer bei den 
Alliierten für alle Betroffenen zur Anwendung 
kommt, und ist die Bundesregierung im In- 
teresse der Arbeitnehmer gegebenenfalls be- 
reit, sich für eine Anwendung einzusetzen? 


15. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
Dr. Stavenhagen Bausparverträge Steuer- und prämienunschäd- 
(CDU/CSU) lieh zum Erwerb von Bruchteileigentum von 

Energieinvestitionen eingesetzt werden kön- 
nen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Wirtschaft 


16. Abgeordneter 
Lenders 


(SPD) 


Ist die beabsichtigte erneute Erhöhung der 
Arbeitspreise für Erdgas um 43^/o zum 1. Okto- 
ber 1974 durch die Gasversorgung Süddeutsch- 
land (s. Stuttgarter Zeitung vom 3. September 
1974) vom Bundeskartellamt nach wettbe- 
werbsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere 
auch die Frage, inwieweit es zulässig ist, den 
außergewöhnlich starken Anstieg der Heizöl- 
preise während der Mineralölkrise bei der 
Gestaltung der Erdgaspreise im Rahmen der 
Preisanpassungsklauseln zu berücksichtigen, 
untersucht worden, und wenn ja, mit welchem 
Ergebnis? 


17. Abgeordneter 
Lenders 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die zum 
1, Oktober 1974 anstehende Heraufsetzung 
der Arbeitspreise für Erdgas um 43®/o durch die 
Gasversorgung Süddeutschland unter dem Ge- 
sichtspunkt, daß konzentrierte Preisschübe im 
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Erdgasbereidi nach Ansicht der Bundesregie- 
rung preis- und wettbewerbspolitisch uner- 
wünscht sind, und mit welchen zur Verfügung 
stehenden Mittel gedenkt sie, gegebenenfalls 
auf eine angemessene Preisgestaltung hinzu- 
wirken? 


18. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Orth 
(SPD) 


Wie steht die Bundesregierung zu den Initia- 
tiven der Verbraucher hinsichtlich der Preis- 
vergleiche, und was gedenkt sie zu tun, um 
Angriffen gegen diese Initiativen zu begeg- 
nen? 


19. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Orth 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Verbrau- 
cher zu informieren, unter welchen Voraus- 
setzungen und in welcher Art und Weise 
Preisvergleiche durchgeführt werden müssen, 
damit nicht die Gefahr besteht, durch die Ver- 
öffentlichung von Preisvergleichen wegen 
geschäftsschädigender Äußerungen verurteilt 
zu werden? 


20. Abgeordneter 

Immer 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung nach erfolgter Neuabgrenzung der För- 
dergebiete, nun doch noch die Kreisstadt Al- 
tenkirchen 'Westerwald als Schwerpunktort (C) 
in das regionale Aktionsprogramm Mittel- 
rhein-Lahn-Sieg aufzunehmen, und wird sie 
sich gegebenenfalls dafür einsetzen? 


21. Abgeordneter 
Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, durch Einbrin- 
gung eines Bundesberggesetzes sicherzustel- 
len, daß ein Bergamt als Aufsichtsbehörde ge- 
halten ist, sachdienliche Angaben über die 
Kausalität von Sprengschäden zu machen und 
damit zu verhindern, daß den Geschädigten 
Auskünfte über Ort und Schußmengen der 
Sprengungen verweigert werden, so daß die 
Geschädigten nicht in der Lage sind, die er- 
forderlichen Beweise für ihre Schadensersatz- 
ansprüche beizubringen? 


22. Abgeordneter Wird die Bundesregierung durch Einbringung 

Mursch eines Bundesberggesetzes dafür sorgen, daß 

(Soltau-Harburg) die durch seismische Sprengungen von Erdöl- 
(CDU/CSU) gesellchaften Geschädigten, die in jahrelangen 

Bemühungen vergebens versucht haben, von 
den verantwortlichen Gesellschaften Schaden- 
ersatz zu erhalten, zu ihrem Recht kommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


23. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Wie ist das Abbrennen der Stoppelfelder 
rechtlich, landwirtschaftlich und unter Gesichts- 
punkten des Umweltschutzes zu beurteilen, 
welche Schäden sind insbesondere dadurch 
schon entstanden, und welche Maßnahmen 
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können dagegen ergriffen werden, bzw. wel- 
che Voraussetzungen müssen dafür geschaffen 
werden? 


24. Abgeordneter 
Kiechle 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung sichergestellt, daß die 
für das Jahr 1974 bereitgestellten Mittel für 
die Ausgleichszulage beim Bergbauern-Pro- 
gramm dann, wenn die Auszahlung erst 1975 
erfolgen kann, nicht verfallen, sowie Auszah- 
lungen auch nur für das Jahr 1974 angerechnet 
werden und Ansprüche oder Zuweisungen für 
das Jahr 1975 nicht beeinträchtigen? 


25, Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Inwieweit gedenkt die Bundesregierung, zum 
Schutze der heimischen Landwirtschaft beson- 
dere Maßnahmen zu ergreifen (z. B. Herab- 
setzung der Schwellwerte im einzelbetriebli- 
chen Förderungsprogramm, großzügigere 
Handhabung von Stallerweiterungsbauten, 
Förderung von Kooperationen), die insbeson- 
dere dem Umstand Rechnung tragen, daß sich 
die Ertragslage der Futterbaubetriebe im Be- 
reich der deutschen Mittelgebirge erheblich 
verschlechtert hat? 


26. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Wie wird sich die Bundesregierung im Mini- 
sterrat in Brüssel zu dem Vorschlag der Kom- 
mission verhalten, daß Artikel 4 a der VO 
974/71, der besagt, daß Ausgleichsbeträge nicht 
für Produkte erhoben werden, deren Welt- 
marktpreis über dem EG-Niveau liegt, weg- 
fallen soll? 


27. Abgeordneter Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregie- 
Eigen rung zur Versorgung der europäischen Ver- 

(CDU/'CSU) braucher mit Zucker, nachdem das Weltmarkt- 

preisniveau auf 2151,66 DM je t gestiegen 
ist und damit um mehr als lOO'Vo über dem EG- 
Marktordnungspreis liegt? 


28. Abgeordneter 
Leicht 

(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesregierung die zu erwar- 
tende Misere im rheinland-pfälzischen Wein- 
bau (erst ein Drittel der Ernte 1973 ist abge- 
setzt) im Blick auf die zu erwartende Ernte 
1974 verhindern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


29. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch wird nach den jetzigen Schätzungen 
gegen Ende des Jahres das Haushaltsdefizit 
der Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg sein? 
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30. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch werden die voraussichtlichen Mehr- 
einnahmen der Bundesanstalt für Arbeit aus 
der Erhöhung des Beitragssatzes im Jahr 1975 
sein und in welcher Höhe wird der Bund im 
nächsten Jahr der Bundesanstalt für Arbeit 
Darlehen zur Abdeckung ihres Hauhaltsdefizit 
zur Verfügung stellen? 


31. Abgeordneter 
Wende 


(SPD) 


32. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Picard 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Pläne 
des Berufsbildungswerks Stetten im Rems-Tal 
zum Ausbau ihrer Berufsbildungseinrichtun- 
gen in Waiblingen, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, diese Ausbaupläne zu unterstützen 
und gegebenenfalls bei der Bundesanstalt für 
Arbeit für entsprechende zusätzliche Forde- 
rung einzutreten? 


Inwieweit ist die Zahl der in der Bundesrepu- 
blik Deutschland legal beschäftigten Gastar- 
beiter seit dem 1. Oktober des vergangenen 
Jahres zurückgegangen? 


Wie wird sich der Gastarbeiterstopp voraus- 
sichtlich weiter auf die Zahl der in der Bun- 
desrepublik Deutschland beschäftigten Auslän- 
der auswirken? 


34. Abgeordneter 
Zebisch 


(SPD) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um der unverhältnismäßig 
hohen Frauenarbeitslosenquote entgegenzu- 
steuern, um das Recht der Frauen auf Arbeit 
zu sichern? 


35. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
Zebisch um das immer noch bestehende Defizit an 

(SPD) Werksärzten sobald wie möglich zu schließen? 


36. Abgeordneter Wie stellt sich die Bundesregierung zu der 
Dr. Schachtschabei bestehenden Regelung im Rahmen der Renten- 
(SPD) Versicherung, daß die durch die Kriegsteil- 

nahme bedingte Zeit bei der Rentenbemessung 
lediglich als Ausfallzeit bewertet wird, wäh- 
rend die Nichtkriegsteilnehmer entsprechend 
den abgeführten Versicherungsbeiträgen be- 
rücksichtigt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


37. Abgeordneter 
Braun 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Richtlinien erlassen, 
die eine Belieferung der Bundeswehr mit Ma- 
terial aus den Ostblockstaaten verhindern, und 
ist sie gegebenenfalls bereit, im Interesse unse- 
rer echt kalkulierenden heimischen Werkzeug- 
industrie solche Richtlinien zu erlassen? 
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38. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung an dem Plan fest, 
im Raum Zülpich ein Sanitätsdepot zu bauen, 
wenn ja, wann kann mit dem Baubeginn ge- 
rechnet werden? 


39. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Können der Stadt Zülpich Beihilfen des Bun- 
des für Infrastrukturmaßnahmen im Zusam- 
menhang mit der Errichtung des Sanitätsde- 
pots gewährt werden, wenn ja, von welcher 
Grundlage aus kann die Stadt Zülpich Anträge 
an das Bundesverteidigungsministerium stei- 
len? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


40. Abgeordneter 
Härzschel 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die deutschen Grenzgänger, 
die in der Schweiz arbeiten und ihr Einkommen 
in der Bundesrepublik Deutschland versteuern, 
durch die Steuerreform 1974 benachteiligt wer- 
den, weil sie vor allem für das 1. und 2. Kind 
kein erhöhtes Kindergeld erhalten, ihnen aber 
keine Steuerfreibeträge mehr zustehen? 


41. Abgeordneter 
Härzschel 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, hält die Bundesregierung dann im 
Blick auf ihre soziale Verpflichtung auch die- 
sen Familien gegenüber diese Verschlechte- 
rung für gerechtfertigt, und wird sie notfalls 
vor Inkrafttreten eine Änderung herbeiführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


42. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, 
daß eine weitere Verzögerung des dringend 
erforderlichen Ausbaues der Kreuzung B 207 ' 
L 200 bei Breitenfelde im Kreis Herzogtum 
Lauenburg für die dortige Bevölkerung nicht 
mehr zumutbar ist, weil die Kreuzung im der- 
zeitigen Zustand eine Todesgefahr für alle 
Benutzer darstellt? 


43. Abgeordneter 
Zeyer 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich der 
Deutsche Bundestag in einstimmig angenom- 
menen Entschließungsanträgen in seiner Sit- 
zung vom 18. Juni 1969 anläßlich der Debatte 
über die wirtschaftliche Gesundung des Saar- 
landes für einen beschleunigten Ausbau der 
Autobahn Saarbrücken — Hermeskeil und deren 
Fertigstellung bis 1973/74 ausgesprochen hat 
und der damalige Bundesminister für Verkehr 
in Kenntnis dieser Entscheidung des Deutschen 
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44. Abgeordneter 
Zeyer 

(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 

(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Baier 


(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 
Josten 


(CDU/CSU) 


Bundestages in einem Schreiben vom 21. Juli 
1969 an den Minister des Innern in Saar- 
brücken dem Saarland in Aussicht gestellt hat, 
daß für den Zeitraum des ersten Fünfjahres- 
planes von einem Anteil des Saarlandes am 
Bundesfernstraßenhaushalt „von jährlich bis 
zu 140 Millionen DM" ausgegangen werden 
könne, und ist die Bundesregierung auch heute 
noch bereit, dem Saarland diese Mittel inner- 
halb des ersten Fünfjahresplanes zur Ver- 
besserung seiner verkehrlichen Infrastruktur 
zur Verfügung zu stellen? 

Trifft es zu, daß dem Saarland entgegen der 
Einplanung im ersten Fünfjahresplan in die- 
sem Jahre statt 98 Millionen DM nur 77 Mil- 
lionen DM für den Autobahnneubau zur Ver- 
fügung gestellt wurden, und meint die Bundes- 
regierung gegebenenfalls, daß diese Mittelkür- 
zung mit dem einstimmigen Beschluß des Deut- 
schen Bundestages vom 18, Juni 1969 und dem 
Schreiben des Bundesministers für Verkehr 
vom 21. Juli 1969 in Einklang zu bringen sei? 

Unter welchen Voraussetzungen ist die Bun- 
desregierung bereit, sich weiterhin an den 
Kosten der Nahverkehrsversuche, z. B. Han- 
nover, zu beteiligen, und wenn ja, in welchem 
Umfang? 

Kann im Rahmen belebender Konjunkturmaß- 
nahmen für strukturschwache Gebiete der Bau 
der Ortsumgehung Erbendorf (B 22) unver- 
züglich in Angriff genommen werden, nachdem 
die Bundesstraßenbauverwaltung den Grund 
bereits erworben hat und auch ein Vorziehen 
dieser Maßnahme zur Weiterführung der Flur- 
bereinigung dienlich wäre? 

Wird der Bundesminister für Verkehr bei dem 
geplanten Stillegungsantrag der Deutschen 
Bundesbahn für den Streckenabschnitt „Me- 
ckesheim — Aglasterhausen" die Argumente 
der betroffenen Bevölkerung zur Kenntnis neh- 
men, wonach eine Stillegung der Bundesbahn- 
strecke Meckesheim-Aglasterhausen dazu füh- 
ren würde, daß die gesamte Infrastruktur und 
die weitere Förderung der gewerblichen Wirt- 
schaft erhebliche Einbußen erleiden, und im 
übrigen die Stillegung dieses Streckenabschnit- 
tes im Widerspruch zu der Strukturpolitik der 
Bundesregierung stehen würde, wie sie im 
12. regionalen Aktionsprogramm „Hohenlohe 
— Odenwald" festgelegt ist, und aus diesem 
Grunde den Stillegungsantrag ablehnen? 

Wann ist damit zu rechnen, daß das kurze 
Teilstück der Bundesautobahn, BAB-Umge- 
hung Meckenheim, welches eine große Er- 
leichterung für den gesamten Verkehr von 
Bonn nach Bad Neuenahr-Ahrweiler und für 
die Eifel bedeutet, fertiggestellt wird? 
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49. Abgeordneter Was kann nach Auffassung der Bundesregie- 
Dr. Schmitt- rung geschehen, um den vierspurigen Ausbau 

Vockenhausen der B 44 zwischen Zeppelinheim und Walldorf- 
(SPD) Nord zu beschleunigen? 


50. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, aus dem 
Pfeifer von ihr beschlossenen „Regionalen und loka- 

(CDU/CSU) len Sonderprogramm'' auch zusätzliche Mittel 

für den Neubau der B 27 zwischen Stuttgart 
und Tübingen/Reutlingen zur Verfügung zu 
stellen? 


51. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, das 
Dr. Schmitt- Postamt Groß-Gerau im Interesse der Postkun- 

Vockenhausen den und zahlreicher Beschäftigter im Postver- 
(SPD) waltungsdienst als selbständiges Postamt zu 

erhalten? 


52. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
Braun nach § 6 Abs. 3 des Gesetzes über Fernmelde- 

(CDU/CSU) anlagen (FAG) schon in der Fassung vom 

14. Januar 1928 (in Worten: Neunzehnhundert- 
achtundzwanzig) als zu erlassen vorgesehenen 
Vorschriften für die Überwachung bis heute 
nicht ergangen sind, und wann ist mit dem 
Erlaß dieser Vorschriften zu rechnen? 


53. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 
Pieroth bestätigen, daß die neue Fernmeldelehrwerk- 

(CDU/CSU) statt in Bad Kreuznach, deren Ausbildungska- 

pazität zur Zeit nur zu einem Drittel ausge- 
lastet sein soll, nicht mehr weiter betrieben 
werden soll, und was gedenkt die Bundesre- 
gierung gegebenenfalls zu tun, diese mit gro- 
ßem finanziellen Aufwand errichtete Ausbil- 
dungsstätte wieder in vollem Umfang zu nut- 
zen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


54. Abgeordneter Welche Forschungsprojekte zur Nutzung der 
Laermann Sonnenenergie sind bisher von der Bundes- 

(FDP) regierung gefördert worden? 


55. Abgeordneter Ist die Erstellung eines Forschungsprogamms 
Laermann „Sonnenenergie" geplant und falls ja, welche 

(FDP) Einzelmaßnahmen (finanzieller Umfang, Zeit- 

raum) sollen zur Erreichung welchen ange- 
strebten Zieles führen? 
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56. Abgeordneter 
Niegel 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung anläßlich der annek- 
tionistischen Politik Indiens gegenüber Sikkim, 
die Erinnerungen an frühere vergleichbare 
Vorstöße wachruft, ihre Politik der wirtschaft- 
lichen Zusammenarbeit mit diesem Staat einer 
Überprüfung unterziehen, und zu welchen 
Schlußfolgerungen gibt diese — gegebenen- 
falls — Anlaß? 


Bonn, den 13. September 1974 



